erfaliter Wohnraum

kann einem mit einem / Verméchtnis Bedachten
sowie demjenigen, dem ein Pflichtteil zusteht, das
Recht darauf aberkannt werden (§ 408 Abs. 2 ZGB).

erfaiter Wohnraum / Wohnraumlenkung /
Wohnraumzuweisung

Erfindervergiitung / materielle Anerkennung fiir
Erfinderleistungen

Erfindung / Patent
Erfiillung / Geldforderung / Vertragserfiillung
erhohter Grundurlaub / Grundurlaub

Erholungsgrundstiick / Baulichkeit / Bauzustim-
mung / Kleingarten / Nutzung von Grundstiicken
durch Biirger

Erholungsurlaub - lingere bezahlte Freistellung von
der Arbeit, die jahrlich jedem Werktdtigen zusteht.

Das Recht auf einen vollbezahlten E. ist wesentli-

cher Bestandteil des jedem Biirger der DDR in
Art. 34 Verfassung eingerdumten / Rechts auf Frei-

zeit und Erholung. Jeder Werktétige hat Anspruch
auf fGrundurlaub; unter bestimmten Vorausset-

zungen wird zu diesem ein / Zusatzurlaub gewéhrt.

Fiir die Dauer des E. erhalten Werktdtige im ? Ar-

beitsrechtsverhiltnis eine Urlaubsvergiitung in Ho-

he des / Durchschnittslohnes fiir die tatsdchlich aus-

fallende Arbeitszeit (§199 AGB). Werktétige, die
nur wéhrend eines Teils des Kalenderjahres in einem
Arbeitsrechtsverhiltnis stehen, erhalten Anteilur-

laub (§ 195 Abs. 1 AGB). Ihr Urlaubsanspruch fiir
ein Jahr wird durch 12 dividiert und mit der Zahl der
gearbeiteten Monate multipliziert; ergeben sich da-

bei halbe Urlaubstage, wird aufgerundet. Werktti-

ge, die wegen Erreichen des Rentenalters oder bei
Weiterarbeit iiber diesen Zeitpunkt hinaus im Laufe
des Kalenderjahres aus der Berufstitigkeit ausschei-
den, erhalten fiir dieses Jahr den jéhrlichen E. in vol-

ler Hohe (§ 3 VO iiber die Erhéhung des Erholungs-

urlaubs fiir dltere Werktétige vom 1.10.1987, GBI. 1
1987 Nr. 23 S. 231).

Scheidet ein anderer Werktdtiger wéihrend des Ur-

laubsjahres aus dem Betrieb aus, hat ihm dieser den
Anteilurlaub zu gewéhren. Nimmt der Werktitige
eine neue Arbeit auf, kann er sich vom neuen Be-

trieb auch den Anteilurlaub gewéhren lassen, den er
im alten Betrieb noch nicht genommen hat (§ 195

Abs. 2 AGB). Bei Zr fristloser Entlassung bzw. frist-

loser / Abberufung kann Anteilurlaub nicht ge-

wihrt werden, da das Arbeitsrechtsverhéltnis mit so-

fortiger Wirkung endet. Der dem Werktitigen zuste-

hende Anteilurlaub ist vom Nachfolgebetrieb zu ge-

wihren (§ 195 Abs. 3 AGB). Arbeitsbefreiungen we-
gen Arbeitsunféhigkeit und andere bezahlte ? Frei-

stellungen von der Arbeit wirken sich nicht auf die
Hohe des E. aus. / Arbeitsbummelei mindert den
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Urlaubsanspruch. Miitter, die die / Freistellung
von der Arbeit nach dem Wochenurlaub in An-
spruch nehmen, erhalten fiir das Kalenderjahr, in
dem die Freistellung beginnt, den vollen Jahresur-
laub (§245 Abs. 2 AGB). Werktitige in / Teilbe-
schiftigung haben den gleichen Urlaubsanspruch
wie Vollbeschiftigte mit entsprechender Tatigkeit
(sofern nicht der Anspruch auf erhéhten Grundur-
laub Vollbeschiftigung voraussetzt). Besteht die
Teilbeschiftigung darin, daB3 der Werktitige nur an
einigen Tagen in der Woche arbeitet, gelten fiir ihn
auch die Tage als Urlaubstage, an denen er infolge
seiner speziellen Arbeitszeitregelung nicht zu arbei-
ten braucht. Auch diese Tage miissen im erforderli-
chen Verhiltnis in den E. einbezogen und mitgezéhlt
werden. E. ist nach einem /* Urlaubsplan zu gewih-
ren, und zwar grundsétzlich innerhalb des Kalender-
jahres. Aus dringenden betrieblichen Griinden oder
auf Wunsch des Werktitigen kann festgelegt wer-
den, daf} der E. bis zum 31. Mérz des folgenden Jah-
res angetreten wird (§196 AGB). Frauen, die in
/ Schwangerschafts- und Wochenurlaub gehen,
konnen ihren E. vor dem Schwangerschafts- oder un-
mittelbar im AnschluB an den Wochenurlaub neh-
men (§245 Abs. 1 AGB). / Urlaubsabgeltung Z7
Urlaubsunterbrechung

Erlaubnis - staatliche / Einzelentscheidung, durch
die ein Biirger oder Betrieb, eine Einrichtung oder
gesellschaftliche Organisation berechtigt werden, ei-

ne erlaubnispflichtige Tétigkeit auszuiiben bzw.

Handlung vorzunehmen. E. werden in Rechtsvor-

schriften hdufig auch anders bezeichnet, z. B. / Ge-

werbegenehmigung, Z7 Bauzustimmung, Z7 Fiihrer-

schein. E. dienen dem Schutz der Interessen der Ge-

sellschaft und des Staates sowie aller Biirger, weil fiir
die Ausiibung mancher Tétigkeiten und Handlungen
entsprechende Voraussetzungen nachgewiesen bzw.

festgestellt werden miissen, um Gefahren fiir Leben
und Gesundheit, fiir das Eigentum sowie die dffentli-
che Ordnung und Sicherheit abzuwenden. Das Ertei-

len einer E. setzt in der Regel einen / Antrag vor-

aus. Uber diesen wird, soweit erforderlich oder
rechtlich festgelegt, unter Hinzuziehung gesell-

schaftlicher Gremien oder sachkundiger Biirger ent-

schieden. Mit der E. konnen Zr Auflagen verbunden
sein. Das Verfahren der Antragsbearbeitung, die
Voraussetzungen und der Inhalt der E. sind in den
jeweiligen Rechtsvorschriften geregelt. Aus ihnen
sind auch die fiir das Erteilen der E. zustdndigen
staatlichen Organe ersichtlich.

Ermittlungsverfahren - Abschnitt des Zr Strafver-
fahrens, in dem die staatlichen Zf Untersuchungsor-
gane unter Leitung des Staatsanwalts und in enger
Zusammenarbeit mit der Bevolkerung eigenverant-
wortlich die den Verdacht einer Zr Straftat begriin-
dende Handlung aufkldren und den Téter ermitteln.
Im E. werden wichtige Voraussetzungen fiir die ge-
richtliche Bestrafung des Schuldigen geschaffen und
Ursachen und Bedingungen von Straftaten aufge-
deckt. Von der Qualitdt der Arbeit der Untersu-
chungsorgane im E. hingt daher der Erfolg des ge-



	erfaßter Wohnraum


